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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

(Sammlung Seite 2479)

Kostenerstattung nach 
Verklarungsverfahren

Die Kosten eines vorangegangenen Verklarungsverfahrens sind grundsätzlich als Kosten einer zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung der in einem Streitprozess unterliegenden Partei aufzuerlegen. Dabei ist es nicht erforderlich, dass sämtliche Beteiligte des 
Verklarungsverfahrens auch Parteien des nachfolgenden Klageverfahrens sind, ausreichend ist, dass die Prozessparteien am Ver-
klarungsverfahren beteiligt waren (Parteienidentität). Parteienidentität liegt auch vor, wenn der Streitprozess durch einen Rechts-
nachfolger eines Verfahrensbeteiligten des Verklarungsverfahrens geführt wird, zumal das Verklarungsverfahren den Begriff der 
Partei im Sinne der ZPO nicht kennt.

Reisekosten eines Verfahrens- oder Prozessbevollmächtigten sind in tatsächlicher Höhe und nicht nur bis zur Höhe der fiktiven Rei-
sekosten eines am Geschäftsort der Partei ansässigen Rechtsanwaltes erstattungsfähig, wenn es um Fragen des Binnenschifffahrts-
rechtes geht. Das Binnenschifffahrtsrecht kann Fragen von solcher Schwierigkeit aufwerfen, dass es eine Prozesspartei grundsätz-
lich als ratsam erachten kann, eine der wenigen spezialisierten Anwälte zu beauftragen.

Kostenfestsetzungsbeschluss des Schif-
fahrtsgerichtes Hamburg, Az.: 33 A C 
89/14 BSch vom 17. April 2017, rechts-
kräftig.

Kostenfestsetzungsbeschluss

… beschließt das Amtsgericht Hamburg 
(erg.: Schiffahrtsgericht, d. Red.) am 17. 
April 2017:

Die von der Klagepartei an die Neben-
intervenientin D gemäß § 104 ZPO nach 
dem vorläufig vollstreckbaren Endurteil 
des Amtsgerichts Hamburg (erg.: Schif-
fahrtsgericht, d. Red.) vom 17.06.2016 zu 
erstattenden Kosten werden auf 4.185,28 
€ (in Worten: viertausendeinhundertfünf-
undachtzig 28/100 Euro) nebst Zinsen in 
Höhe von 5 %-Punkten über dem Basis-
zinssatz gern. § 247 BGB hieraus seit dem 
24.08.2016 festgesetzt …

Gründe:

Der Antrag vom 23.08.2016 ist gebüh-
renrechtlich nicht zu beanstanden. Die 
Kosten sind notwendigerweise entstan-
den und daher von der Gegenseite zu er-
statten.

Auch die Kosten des vorangegangenen 
Verklarungsverfahrens 33a H 2/12 gehö-
ren zu den Kosten des Streitverfahrens, 
sofern der Verfahrensgegenstand der 
Verklarung mit dem Streitgegenstand 
des Folgeprozesses identisch ist. Eine 
Identität der Prozessparteien des Folge-
prozesses mit den Beteiligten und dem 
Antragsteller im Verklarungsverfahren 
ist nicht erforderlich.

Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Sämtliche Parteien des Hauptsachepro-
zesses waren bereits im Verklarungsver-
fahren beteiligt.
Speziell die Klagepartei und die Beklag-
tenpartei des hiesigen Verfahrens wa-

ren bereits am Verklarungsverfahren 
des Amtsgerichts – Schifffahrtsgericht – 
Hamburg, Az.: 33a H 2/12, beteiligt. Die 
Klagepartei als Zessionar der N und dor-
tige Beteiligte zu 3) und die Beklagte als 
dortige Beteiligte zu 6).

Kommt es nach einem Verklarungsver-
fahren, in dem es mangels einer entspre-
chenden Kostengrundentscheidung kein 
eigenes Kostenfestsetzungs- und Erstat-
tungsverfahren gibt, zu einem Rechts-
streit vor dem Schifffahrtsgericht, an 
dem die früheren Beteiligten bzw. An-
tragsteller nun als Parteien teilnehmen, 
kommt grundsätzlich in Betracht, dass 
die Kosten des Verklarungsverfahrens 
als Kosten einer zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung nach §  91 ZPO von 
der unterliegenden Partei zu tragen sind 
(OLG Karlsruhe, Beschluss v. 05.08.1992 
- W 1/92, VRS 83, 251-256 mwN – juris; 
ZfB 1993, Sammlung Seite 1404 f.). Da-
bei ist nicht erforderlich, dass sämtli-
che Beteiligte an dem Verklarungsver-
fahren auch Parteien des nachfolgenden 
Klageverfahrens sind. Ausreichend ist, 
dass jedenfalls die Prozessparteien, zwi-
schen denen der prozessrechtliche Kos-
tenerstattungsanspruch im Kostenfest-
setzungsverfahren des Hauptprozesses 
verfolgt werden kann, auch bereits am 
Verklarungsverfahren beteiligt gewe-
sen sind (OLG Karlsruhe, a.a.O.; v. Wal-
denstein/Holland, BinSchG, §  14 Rz. 
13 mwN; Schiffahrtsobergericht Nürn-
berg, Beschluss vom 26. Juli 2016 - 9 W 
450/16 BSch -‚ Rn. 16, juris; ZfB 2016, 
Sammlung Seite 2444 [mit Anmerkung 
d. Red.])

Dies ist hier auch hinsichtlich der Klage-
partei der Fall, da auch bei Rechtsnach-
folge der einen oder anderen Partei des 
Beweissicherungsverfahrens eine Partei-
enidentität gegeben ist. Dies gilt umso 
mehr im Falle des Verklarungsverfah-
rens, das Parteien im Sinne der ZPO nicht 
kennt. Daher ist die Klägerin als Zessio-

narin der N aufgrund der Abtretungser-
klärung vom 16.01.2013 ebenfalls bereits 
eine Beteiligung am Verklarungsverfah-
ren zuzusprechen. Sie tritt in alle Rechte 
der Zedentin ein.

Auch die Streitgegenstände des Verkla-
rungsverfahrens und des Hauptsache-
prozesses sind im
vorliegenden Fall völlig identisch.	
Dieser betrifft insoweit das Ereignis des 
Sinkens des Schubleichters „4328« am 
17.05.2012 bzw. 18.05.2012 und dem da-
raus resultierenden Schadenersatzinter-
esse der Klagepartei.

Im Übrigen sind auch die Reisekosten, 
wie beantragt, erstattungsfähig.

Es wurden Reisekosten für einen Pro-
zessbevollmächtigten geltend gemacht, 
der seine Kanzlei nicht am Sitz seiner 
Partei hat. Diese sind grundsätzlich bis 
zur Höhe der fiktiven Reisekosten eines 
am Wohn- oder Geschäftsort der Par-
tei ansässigen Rechtsanwalts erstat-
tungsfähig, wenn dessen Beauftragung 
zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung oder -verteidigung erforderlich ge-
wesen wäre, siehe BGH, Beschluss vom 
18.12.2003, AZ 1 ZB 21/03 und Beschluss 
vom 11 .03.2004, AZ: VII ZB 27/03.

Die Kosten eines am dritten Ort ansässi-
gen Anwaltes sind über die fiktiven Rei-
sekosten eines Anwaltes am Wohn- oder 
Geschäftsort hinaus nur in Ausnahmefäl-
len zur zweckentsprechenden Rechtsver-
folgung erforderlich und erstattungsfä-
hig, wenn es sich bei dem Streitstoff um 
eine schwierige Spezialmaterie handelt, 
die nur wenige spezialisierte Anwälte si-
cher beherrschen.

Dies ist hier gegeben.

Das Fachgebiet des Binnenschifffahrt-
rechts kann Fragen von solcher Schwie-
rigkeit aufwerfen, dass ein verständiger 
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Beteiligter die Hinzuziehung eines spezia-
lisierten Rechtsanwalts für ratsam erach-
ten konnte. Auch dürfte es unzumutbar 
sein, bloß zum Zwecke der Kostener-
sparnis einen Anwaltswechsel zu voll-
ziehen, wenn zwischen dem Mandanten 
und dem auswärtigen Rechtsanwalt be-
reits ein Vertrauensverhältnis aus voran-
gegangenen Prozessen besteht. Insoweit 
wird auf das Schreiben des Rechtsanwal-
tes Herrn W vom 21.09.2016 verwiesen.

Abschließend trägt die Klagepartei nach 
der Kostengrundentscheidung aus dem 
o.g. Urteil die Kosten der Nebeninterve-
nientin zu 1. zu 31 %‚ mithin einen Betrag 
von 4.185,28 EUR.

Bei den Gerichtskosten haben sich keine 
Erstattungsansprüche ergeben. Alle von 
den Parteien gezahlten Vorschüsse wer-
den entweder auf den eigenen Anteil ver-
rechnet oder Überschüsse werden von 
der Justizkasse zurückgezahlt.

Anmerkung der Redaktion:

In fast allen Fällen von Schiffshavari-
en werden Verklarungsverfahren beim 
örtlich zuständigen Schiffahrtsgericht 
durchgeführt. Das Verklarungsverfahren 
ist das wichtigste Instrument zur Beweis-
erhebung und Beweissicherung in Schiff-
fahrtssachen. Regelmäßig sind Beteiligte 
des Verklarungsverfahrens die sogenann-
ten Interessenten eines Schiffes. An sich 
sind die Interessenten der Schiffsführer, 
der Schiffseigner oder -ausrüster und der 
oder die Versicherer. Häufig nehmen die 

Versicherer aber an den Verklarungsver-
fahren nicht als Beteiligte teil.

Kommt es nach dem Verklarungsverfah-
ren nicht zu einer Einigung, dann strengen 
die verschiedenen Geschädigten Prozes-
se an. Da es einen Direktanspruch gegen 
den Versicherer nach deutschem Recht in 
Schifffahrtssachen nicht gibt, prozessiert 
häufig der Versicherer des einen Schiffes, 
der den Eigenschaden seines Versiche-
rungnehmers reguliert hat, gegen Schiffs-
eigner und Schiffsführer des jeweils an-
deren Schiffes und umgekehrt. Dabei 
werden häufig die nichtversicherten An-
sprüche wie der Nutzungsverlust durch 
Abtretung auf den Versicherer übertra-
gen, so dass versicherte und nichtversi-
cherte Ansprüche in einem Klageverfah-
ren geltend gemacht werden.

Diese Konstellation führt dazu, dass die 
Prozessparteien eines Streitverfahrens 
nicht unbedingt identisch sein müssen 
mit den Beteiligten des Verklarungsver-
fahrens. Völlig zu Recht hat das Schif-
fahrtsgericht Hamburg in seiner Ent-
scheidung darauf hingewiesen, dass die 
Beteiligung im Verklarungsverfahren kei-
ne Parteistellung im Sinne des ZPO ist. 
Ausreichend für die Erstattungsfähigkeit 
der Verklarungskosten ist, dass die bei-
den Parteien des Streitverfahrens Betei-
ligte des Verklarungsverfahrens waren 
oder wenigstens deren Rechtsnachfolger 
sind. Vorliegend war die Kostengläubige-
rin im Übrigen nicht Hauptpartei, sondern 
Nebenintervenientin der obsiegenden 
Partei. Häufig hat ein Verklarungsverfah-

ren auch sehr viel mehr Beteiligte als die 
nachfolgenden Streitverfahren Parteien. 
Dies ändert aber nichts daran, dass die 
Verklarungskosten der obsiegenden Par-
tei im Streitverfahren von der unterle-
gen Partei in vollem Umfange zu ersetzen 
sind. Dies gilt grundsätzlich auch dann, 
wenn der Gegenstandswert des Verkla-
rungsverfahrens ein anderer (in der Regel 
höherer) ist als der Streitwert des Klage-
verfahrens. Die klarstellende Entschei-
dung des Schiffahrtsgerichtes Hamburg 
steht damit in vollständiger Übereinstim-
mung mit der ständigen Praxis der Schif-
fahrtsgerichte.

Die Anzahl der auf Binnenschifffahrts-
sachen spezialisierten Rechtsanwälte in 
Deutschland ist überschaubar. Sie führen 
in der Regel bundesweit Prozesse. Das 
Schiffahrtsgericht Hamburg hat klarge-
stellt, dass es einer von einem Schiffs-
unfall betroffenen Partei zuzugestehen 
ist, einen auf Binnenschifffahrtsrecht 
spezialisierten Anwalt unabhängig von 
seinem Kanzleisitz zu beauftragen. Da-
durch können nicht unerhebliche Reise-
kosten entstehen, die nach der Entschei-
dung des Schiffahrtsgerichtes Hamburg 
in der Regel erstattungsfähig sind. Dabei 
muss diese Partei auf die örtliche Entfer-
nung des Kanzleisitzes zum Ort des Ver-
klarungsverfahrens oder den Orten der 
Folgeprozesse keine Rücksicht nehmen, 
sondern darf einen spezialisierten Anwalt 
ihres Vertrauens wählen.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main
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